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Mit der Einfuhr von Pflastersteinen aus den nordischen Ländern hat 
sich der Deutsche Bundestag schon in der Wahlperiode 1949 befaßt, 
und zwar 

1. auf Grund der Drucksache Nr. 160 — Antrag der Abgeordneten 
Dr. Solleder, Dr. Oesterle, Kemmer, Dr. von Brentano und Genos- 
sen — betr. Förderung der einheimischen Steinindustrie; 

2. auf Grund der Drucksache Nr. 4029 — Antrag der Fraktion der 
FU (BP-Z) — betr. Einfuhr von Pflastersteinen. 

Zur Drucksache Nr, 160 stimmte der Bundestag dem Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik zu, der in seinem wesentlichsten Teil 
folgendes beinhaltet (v^l. Kurzprotokoil* Nr. 3 vom 22. November 
1949): 

„Eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der einheimischen 
Steinindustrie kann daher von der Unterbindung der Einfuhr 
nicht erwartet werden. Der Ausschuß glaubt jedoch in Überein- 
stimmung mit dem Sachverständigen, daß eine Losung der Frage 
nur dadurch erfolgen kann, daß Mittel für die Straßeninstand- 
setzung bereitgestellt werden.“ 

Zur Drucksache Nr. 4029 nahm der Bundestag den Bericht des feder- 
führenden Ausschusses für Außenhandelsfragen (Drucksache Nr. 4610) 
an, der folgendermaßen lautet: 

„Der Bundestag wolle beschließen, den Antrag — Nr. 4029 der 
Drucksachen — auf Grund der bisherigen Maßnahmen der Bun- 
desregierung für erledigt zu erklären.“ 

Die Tatsache, daß die bayerische Granitpflastersteinindustrie wegen 
ihrer Lage im Zonengrenzgebiet als notleidend anzusehen ist und 
daher eine wirtschaftspolitische Sonderbehandlung beanspruchen 
kann, habe ich bei allen wirtschaftspolltischen Maßnahmen niemals 
aus dem Auge verloren und mich infolgedessen immer dafür ein- 
gesetzt, daß den Belangen dieser Industrie, besonders in handels- 
politisdher Hinsicht, Rechnung zu tragen ist. Es ist mir durchaus be- 
kannt, daß als teilweisen Ersatz für den verloren gegangenen Absatz- 
raum in Mitteldeutschland die bayerische Granitindustrie im nord- 
deutschen Küstengebiet sich einen neuen Markt erschlossen hat, — 
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wobei ihr durch die Frachthilfe Ostbayern eine sehr wesentliche Stüt- 
zung zuteil wurde. Ich glaube aber nicht, mich der Meinung des 
Bayerischen Industrieverbandes Steine und Erden anschließen zu kön- 
nen, daß in diesem Jahr der geringe Auftragsbestand der bayerischen 
Granitindustrie seine alleinige Ursache in den Einfuhren aus Schweden 
hat. Weiter kann ich nicht umhin, der Behauptung des Bayerischen 
Industrieverbandes Steine und Erden entgegenzutreten, daß diese 
Einfuhren aus Schweden in diesem Jahr einen unvorhergesehen gro- 
ßen Umfang besitzen. 

Zum Beleg meiner Ansicht darf ich die tatsächlichen Einfuhren des 
Jahres 1953 für den Zeitraum Januar bis Mai mit den Einfuhren 
in der gleichen Zeit des Jahres 1954 vergleichen. 

Es sind aus Schweden eingeführt worden; 

vom 1. Januar bis 31. Mai 1953 10 448 t im Werte von 580 000 DM. 

Im gleichen Zeitraum des Jahres 1954 war die Einfuhr nicht größer, 
sondern geringer, nämlich 8 177 t im Werte von 461 000 DM. 

Die Einfuhr während der Zeit Januar bis Mai 1954 setzt sidi zu- 
sammen aus Einfuhren, deren Lizenzierung sowohl im Jahre 1953 
als auch im Jahre 1954 erfolgte, und zwar in dem Verhältnis, daß 
283 000 DM auf die Ausschreibungen des Jahres 1953 entfallen, 
während 178 000 DM den Ausschreibungen vom ersten Halbjahr 
1954 zuzuweisen sind. Die bisherige Einfuhr im Jahre 1954 in Höhe 
von 8 177 t macht etwa die Hallte einer durchschnittlichen Monats- 
produktion der Bayerischen Pflastersteinindustrie aus. Dieser Tatbestand 
zwingt mich zu dem Schluß, daß nicht die angeblich unvorhergese- 
hen großen Einfuhren aus Schweden, sondern die verspätete Auf- 
tragserteilung durch die öffentliche Hand für Straßenbauten sowohl 
Im norddeutschen Küstengebiet als auch in Bayern den allgemeinen 
Grund für den schlechten Auftragsbestand der bayerischen Pflaster- 
stcinindustric darstellt. In dieser Ansicht werde ich auch dadurch bestärkt, 
daß mir. die Hansestadt Hamburg als größter Verbraucher von Pfla- 
stersteinen in Norddeutschland im vergangenen Jahr zugesichert hat, 
sie werde künftig in Anerkenntnis der grenzpolitischen Notwendig- 
keiten Va ihres Bedarfes in Bayern und Va in den nordischen Ländern 
decken. Ich kann mir nicht vorstellen und habe auch keine Nachrich- 
ten darüber vorliegen, daß die Hansestadt Hamburg ihre Ansicht ge- 
ändert hat, obzwar es zutrifft, daß Hamburg bis jetzt noch nicht 
viele Aufträge nach Bayern gelegt hat. 

Was nunmehr die Frage anlangt, ob die Bundesregierung bereit sei, 
auf dem Verhandlungswege die Einfuhr von Granitpflastersteinen 
auf ein für die einheimische Industrie erträgliches Maß zu beschrän- 
ken, so darf ich zunächst erneut die Auffassung bekräftigen, welche 
der wirtschaftspolitische Ausschuß schon im Jahre 1949 vertreten hat, 
daß nämlich eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der bayeri- 
schen Granitpflastersteinindustrie nicht von einer Unterbindung bzw. 
Verringerung der Einfuhr erwartet werden kann, sondern vielmehr 
nur von einem großzügigen Straßenbauprogramm der öffentlichen 
Hand. Die Einfuhrmöglichkeiten für Pflastersteine aus Schweden sind 
nach dem soeben abgeschlossenen Handelsvertrag, der vom 1. Juli 
1954 bis 30. Juni 1955 läuft, die gleichen wie in den letzten 172 Jah- 
ren. Bei der schwedischen Delegation konnte Verständnis dafür ge- 
weckt werden, daß ihrem Wunsch nach Erhöhung der Pflasterstein- 
einfuhren im Hinblick auf die schwierige grenzpolitische Lage der 
bayerischen Pflastersteinindustrie von westdeutscher Seite nicht statt- 
gegeben werden könne. Ich bin der Ansicht, daß der Einfuhrrahmen, 
der aus einem Jahreskontingent von 1 Mio DM und einer Aufbesse- 
rungsmöglichkeit bis zu einer weiteren Mio DM besteht, für die 
bayerische Granitindustrie zwar eine gewisse Marktschmälerung mit 



sich bringt, aber keine Existenzbedrohung bedeuten kann, besonders 
dann, wenn, wie jahreszeitlidi zu erwarten, die Straßenbaumaßnah- 
men im. Bundesgebiet stärker anlaufen und wenn außerdem die öffent- 
liche Hand in Norddeutschland zu ihren im Jahre 1953 abgegebenen 
Erklärungen hinsichtlich der Bezugsabgrenzung zwischen skandinavi- 
schen und bayerischen Pflastersteinen steht. 

Die schwedische Delegation erklärte bei den Verhandlungen wieder- 
holt, daß Schw'eden durch da^ ständig wachsende bilaterale Defizit 
gegenüber der Bundesrepublik sehr beunruhigt wäre und daß es seinen 
Handel mit der Bundesrepublik einschränken müßte, falls die Bundes- 
republik aus anderen als aus Gründen der Zahlungsbilanz die Einfuhr 
schwedischer Waren, welche in der Bundesrepublik Absatzchancen 
haben, mehr als bisher beschränken sollte. Die schwedische Delegation 
brachte dabei auch zum Ausdruck, daß Schweden in diesem Falle ge- 
zwungen wäre, seinen Handel zu Lasten des Handels mit der Bundes- 
republik mehr auf England auszurichten. 

Bei dieser Gesamtlage konnte ein von der deutschen Delegation unter- 
nommener Versuch, das bisherige Pflastersteinkontingent zu senken, 
nicht zum Erfolg führen. 

Die Bedeutung einer Abkehr Schwedens vom deutschen Markt kann 
man daraus ersehen, daß Schweden der größte Abnehmer deutscher 
Konsumgüter — also der lohnintensivsten Exportwaren — überhaupt 
ist, Schweden nimmt 10,3 v. H. unserer Gesamtausfuhr an Kraftfahr- 
zeugen auf. Es hat gegenüber der Bundesrepublick nicht nur 88,8 v. H. 
seiner Einfuhren im Rahmen der OEEC liberalisiert, sondern darüber 
hinaus alle die Bundesrepublik interessierenden Ausfuhrwaren auto- 
nom liberalisiert. Der schwedische Markt steht daher zurzeit dem 
deutschen Kaufmann nahezu unbeschränkt offen. Diese Tatsache 
dürfte auch künftig dem Export nach Schweden weiteren Auftrieb 
geben und den bilateralen Exportüberschuß der Bundesrepublik noch 
verstärken. 

Die Vorteile der getroffenen Regelung stehen daher in keinem Ver- 
hältnis zu den an sich nicht zu bestreitenden Nachteilen, welche die 
Ermöglichung von Pflastersteineinfuhren in der bisher vereinbarten 
Größenordnung mit sich bringt. Schon der wirtschaftliche Nutzen, 
welcher durch die Ausfuhr typisch bayerischer Exportwaren wie Blei- 
stifte, Porzellan, Krafträder und schwere Lastkraftwagen, Bijouterie- 
waren sowie Leinen- und Hanfgarn nach Schweden für Bayern erzielt 
wird, ist wesentlich größer als der Nachteil, der durch die Einfuhr 
von Pflastersteinen für Bayern entsteht. 

Aus diesen handeis- und wirtsdiaftspolitischen Gründen hat die Bun- 
desregierung Schweden wieder ein Pflastersteinkontingent in Höhe von 
1 Mio DM und im Falle einer höheren Inanspruchnahme eine Besse- 
rungsklausel bis zu einer weiteren Mio DM eingeräumt. 

Ich sehe im übrigen im gegenwärtigen Zeitpunkt nach Abschluß der 
neuen handelspolitischen Vereinbarungen keine Möglichkeit, durch 
neue Verhandlungen das vereinbarte Kontingent für Pflastersteine zu 
senken, ohne das durchaus positiv zu wertende Gesamtergebnis der 
abgeschlossenen Verhandlungen in Frage zu stellen. 

Hinsichtlich der weiteren Frage nach den Maßnahrrien, die die Bundes- 
regierung darüber hinaus einzuleiten gedenkt, um die Pflasterstein- 
industrie vor allem Im grenznahen Gebiet wirtschaftlich zu fördern, 
darf ich darauf hinweisen, daß seitens des Bundes für die Grenz- 
gebiete schon vieles getan worden ist, daß aber die Hilfe für die 
bayerische Granitindustrie nicht allein vom Bund aus erwartet werden 
darf, sondern daß auch das Land Bayern anzusprechen ist — ich 
' denke hier an die stärkere Verwendung von Pflastersteinen bei Stra- 
ßenneubauten bzw. -reparaturen in Bayern — und daß vor allem die 
Unternehmerschaft der bayerischen Granitindustrie selbst um eine He- 
bung des Pflastersteinabsatzcs bemüht sein muß. 



Nachstehend gestatte ich mir, die Hilfsmaßnahmen, an denen die 
bayerische Granitindustrie des Grenzgebietes Anteil hat und die im 
wesentlichen vom Bund ausgehen bzw. vom Bund getragen werden, 
aufzuzählen: 

1 . Die Frächtenhilfe Ostbayern. — 

Dadurch werden die Frachtkosten für Pflastersteine um 10 bis 
30 V. H. ermäßigt und die bayerischen Pflastersteine gegenüber 
den skandinavischen Pflastersteinen im norddeutschen Küsten- 
gebiet überhaupt erst wettbewerbsfähig gemacht. 

2. Die Erklärung der Gebiete des Bayerischen Waldes und des Fich- 
telgebirges als Bestandteile des Ostrandgebietes zum notleidenden 
Gebiet im Sinne der Verdingungsordnungen. — 

Die Betriebe innerhalb dieser notleidenden Gebiete werden bei 
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen bevorzugt berücksichtigt. 

3. Die steuerlichen Erleiditerungen für Betriebe innerhalb des Ost- 
randgebietes. — 

Nach einem Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 12. Ok- 
tober 1953 wird den erschwerten Verhältnissen dieser Betriebe 
dadurch Rechnung getragen, daß bei Stundungs- und Erlaßanträ- 
gen auf dem Gebiete der Einkommen- und Körperschaftsteuer, 
der Abgabe „Notopfer Berlin“, der Vermögensteuer und der Ver- 
mögensabgabe zum Lastenausgleich im Rahmen der §§ 127 und 
131 AO entgegenkommend verfahren wird. Anträge auf Sonder- 
abschreibungen für neu angeschafftc oder neu hcrgestellte Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens werden ebenfalls im Rahmen 
des § 131 entgegenkommend behandelt. 

4. Die Sondcrbehandlung bei der Aufbringung der Investitions- 
hilfe. — 

Den Betrieben des Ostrandgebietes wurde, soweit nicht besondere 
Gründe dagegen sprachen, Vs des Aufbringungsbetrages zunächst 
gestundet u id dann erlassen. 

5. Sanierungsprogramm und Grenzlandfördcrungsprogramm. — 

Im laufenden Haushaltsjahr stehen — üfccr das bereits seit einigen 
Jahren laufende Sanierungsprogramm hinaus — erstmalig zusätz- 
lich 120 Mio DM zur Steigerung der Wirtschaftskraft und zur 
Beseitigung von Wirtschaftsschäden in den Grenzgebieten der 
Bundesrepublik zur Verfügung. Bayern erhält von den 120 Mio 
DM voraussichtlich 27,9 Mio DM Das Bayerische Staatsministerium 
fürWirtschaft und Verkehr arbeitet zur Zeit ein Programm für 
die Verwendung dieses Betrages aus. Mittelbar oder auch un- 
mittelbar werden die geplanten Förderungsmaßnahmen auch 
der Plastersteinindustrie im ßayerisdien Wald zugute kommen. 

Ich bin mir allerdings im klaren, daß der entscheidende Faktor für 
eine Besserung der Situation der bayerischen Granitsteinindustrie nur 
in einem hinsichtlich der Langfristigkeit dem Wohnungsbauprogramm 
gleichenden Straßenbauprogramm zu erblicken ist. Ich darf die Hoff- 
nung aussprechen, daß der Bundestag ein solches Straßenbaupro- 
gramm im Zuge der Erörterungen über die Gesetzentwürfe zur Neu- 
ordnung des Verkehrswesens auf dem Lande beschließen möge. Ich 
bin der Überzeugung, daß ein solches großzügiges Straßenbaupro- 
gramm auch dazu führen wird, daß die bayerische Granitindustrie 
an der Einfuhr von Pflastersteinen aus Schweden und den übrigen 
nordischen Ländern keinen Anstoß mehr nimmt. 


Dr. Dr. h. c. Erhard 



